
Nachschlagewerk: ja

BGHZ:  nein

BGB §§ 2Q9, 852

a) Die in § 852 Abs. 1 BGB geforderte Kenntnis des 
Verletzten, vom Schaden muß sich auch darauf er­
strecken, daß er selbst geschädigt ist und daher 
als Inhaber einer Schadensersatzforderung in 
Frage kommt.

An diese Kenntnis des Verletzten von der eigenen 
Schadensbetroffenheit dürfen keine höheren 
Anforderungen gestellt werden als an die Kenntnis 
der anderen Elemente des Schadens oder an die 
Kenntnis von der Person des Ersatzpflichtigen.

b) Die Verjährung eines aus abgetretenem Recht des 
Pächters herrührenden Schadensersatzanspruchs 
wegen Verletzung des Eigentums an den Erzeug­
nissen der Pachtsache wird nicht dadurch gemäß
§ 209 Abs. 1 BGB unterbrochen, daß im Rechts­
streit zunächst der Schadensersatzanspruch auf 
eine Berechtigung der Miteigentümer der Pachtsache 
gestützt wird; dies gilt auch dann, wenn der 
Pächter zugleich Miteigentümer der Pachtsache 
war.

BGH, Urteil vom 17. . Oktober 1995 - VI ZR 246/94 - OLG Kobien
LG Trier



BUNDESGERICHTSHOF 

IM NAMEN DES VOLKES

VI ZR 246/94
URTEIL

Verkündet am:
17. Oktober 1995 
Herrwerth 
Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

2. Birgit

in dem Rechtsstreit

1. Elisabeth geborene
Bl

geborene ^Straße

Klägerinnen und Revisionsklägerinnen,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr.
und Dr.

gegen

1. Company, vertreten durch den
Präsidenten J. R. 0/^ Street, S|

USA,
2. GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer'

Dipl. -Chemiker Dr. Hans-Georg F ^ ^ ^ ,  Mf 
Platz 0M, Bl

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr.

und Dr. Dr.



Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 17. Oktober 1995 durch den 
Vorsitzenden Richter Groß und die Richter 
Dr. Lepa, Dr. von Gerlach, Dr. Müller und Dr. Dressier

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerinnen gegen das Urteil 
des 7.- Zivilsenats des Oberländesgerichts Ko­
blenz vom 22. Juni 1994 wird - unter Aufhebung 
der Kostenentscheidung des Berufungsurteils - 
zurückgewiesen.

Die Entscheidung über die Kosten des Berufungs­
recht szugs bleibt dem Schlußurteil des Landge­
richts Vorbehalten.

Die Kosten der Revision fallen den Klägerinnen 
zur Last.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Tatbestand:

Die Klägerinnen' nehmen die Beklagte zu 1) als Herstel­
lerin und die Beklagte zu 2) als inländisches Vertriebsun­
ternehmen des Pflanzenschutzmittels 0. auf Schadensersatz 
aus Produkthaftung in Anspruch, weil Weine der Jahrgänge 
1982 und 1983 aus fünf Weingütern, deren Rebstöcke mit 0, 
behandelt worden seien, ihren Wert entscheidend vermindern­
de Geruchs-'und Geschmacksbeeinträchtigungen ("Böckser") 
aufgewiesen hätten. Im einzelnen handele es sich um folgen­
de Weingüter:

1. Weingut Schloß L. Frhr.v. Sch.,
2. Weingut Clemens Frhr.v. Sch.,
3. Weingut M...Hof
4. Weingut Sch....Graben vormals H.-B.,
5. Weingut Franz D. Nachf.

Die Weingüter Ziffer 3 und 4 stünden im Alleineigentum 
des Karl M., der auch Miteigentümer der Weingüter Ziffer 1 
und 2 sei, und zwar hinsichtlich des Weinguts Ziffer 1 ne­
ben seinem Sohn Peter M., hinsichtlich des Weinguts Zif­
fer 2 neben seiner Mutter Maria M. und der Klägerin zu 1; 
Eigentümerin des Weinguts Ziffer 5 sei die Klägerin zu 2).

In ihrer am 20. April 1989 bei Gericht eingegangenen 
Klage trugen die Klägerinnen zunächst vor, die Weingüter 
seien von der Frhr. v. Sch. Weingüterverwaltung GmbH als
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Pächterin bewirtschaftet worden; diese habe ihre Schadens­
ersatzansprüche gegen die Beklagten an die Klägerinnen ab­
getreten.

Mit Schriftsatz vom 30. Mai 1989 erklärten die Kläge­
rinnen, es werde nicht mehr aufrechterhalten, daß die ge­
nannte GmbH die Weingüter gepachtet habe und Inhaberin der 
Schadensersatzforderungen gewesen sei; es habe sich bei der 
GmbH um eine aus Gründen der weinrechtlichen Bezeichnungs­
vorschriften vorgeschobene "reine Etikettenfirma" gehan­
delt. Vielmehr klagten die Klägerinnen aus eigenem Recht 
als Eigentümer bzw. Miteigentümer der Weingüter Schloß L. 
Frhr.v.Sch. und Weingut Franz D. Nachf. Die weiteren Mitei­
gentümer Karl M., Peter M. und Maria M. hätten sie ermäch­
tigt, die Schadensersatzansprüche im eigenen Namen geltend 
zu machen. Hierzu haben die Klägerinnen "Inkassozessionen" 
vorgelegt.

Mit Schriftsatz vom 25. November 1991 trugen die Klä­
gerinnen weiter vor, die fünf Weingüter seien an Karl M. 
verpachtet gewesen, in dessen Eigentum die geschädigten 
Weine gestanden hätten. Seine Schadensersatzforderungen ge­
gen die Beklagten habe Karl M. an die Klägerinnen abgetre­
ten .

Die Beklagten sind dem Vortrag der Klägerinnen, durch 
die Anwendung des Spritzmittels 0. sei in den Beklagten zu­
rechenbarer Weise die behauptete Beeinträchtigung der Weine 
herbeigeführt worden, ebenso entgegengetreten wie deren 
wechselndem Vorbringen zu ihrer Aktivlegitimation; ferner 
haben die Beklagten die Einrede der Verjährung erhoben.
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Das Landgericht.hat die auf einen Betrag von 
1.619.930,70 DM nebst Zinsen gerichtete Zahlungsklage durch 
Teilurteil in Höhe von 1.310.794,86 DM abgewiesen. Das 
Oberlandesgericht hat die Berufung der Klägerinnen mit der 
Maßgabe zurückgewiesen, daß die Klage zu einem Teil von 
1.104.982,87 DM abgewiesen ist.

Der Senat hat die Revision der Klägerinnen nicht ange­
nommen, soweit die Klage in Höhe von 338.764,75 DM abgewie­
sen worden ist (223.366,51 DM betreffend Schaden aus Wein­
gut Clemens Frhr.v.Sch., 62.610,05 DM betreffend Schaden 
aus Weingut M....Hof und 52.788,15 DM betreffend Schaden 
aus Weingut Sch...Graben). Hinsichtlich des angenommenen 
Teils der Revision (Schadensersatzforderung von 
563.269,57 DM aus Weingut Schloß L. Frhr.v.Sch. und in Höhe 
von 202.948,56 DM aus Weingut Franz D. Nachf.) verfolgen 
die Klägerinnen ihr Zahlungsbegehren weiter.

Entscheidunqsaründe: .

I.

Das Berufungsgericht hat den vorliegend noch zu beur­
teilenden Teil des Schadensersatzbegehrens der Klägerinnen 
für verjährt erachtet. Es hat in dem in den Schriftsätzen 
vom 30. Mai 1989 und vom 25. November 1991 enthaltenen Vor­
trag der Klägerinnen zu den Grundlagen ihrer Aktivlegitima­
tion jeweils eine Klageänderung gesehen, die es als sach­
dienlich zugelassen hat. Der nunmehr von den Klägerinnen 
aus abgeleitetem-Recht geltend gemachte deliktische Scha-
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densersatzanspruch des Karl M. als Pächter der Weingüter 
und Eigentümer der geschädigten Weine sei jedoch bereits 
gemäß § 852 Abs. 1 BGB verjährt gewesen, als er mit der 
durch Schriftsatz vom 25. November 1991 herbeigeführten 
Klageänderung Streitgegenstand des Rechtsstreits geworden 
sei. Karl M. seien jedenfalls im Zeitpunkt des am 7. März 
1988 gestellten Beweissicherungsantrags der Schaden, die 
angebliche Verursachung durch das Spritzmittel 0. und die 
Beklagten als Ersatzpflichtige bekannt gewesen. Eine recht­
zeitige Verjährungsunterbrechung habe nicht stattgefunden.

II.

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revision blei­
ben ohne Erfolg.

1. Entgegen der Ansicht der Revision konnte das Beru­
fungsgericht rechtsfehlerfrei zu der Beurteilung gelangen, 
die für den Verjährungsbeginn im Sinne des § 852 BGB erfor­
derliche Kenntnis des Verletzten habe jedenfalls am 7. März 
1988 Vorgelegen, so daß die 3-Jahres-Frist vor Eingang des 
klägerischen Schriftsatzes vom 25. November 1991 abgeläufen 
gewesen sei.

a) Das Berufungsgericht geht zutreffend davon aus, daß 
die Klägerinnen nach ihrem maßgeblichen letzten Tatsachen­
vortrag hinsichtlich der vorliegend allein noch relevanten 
zwei Weingüter aus abgeleitetem Recht Schadensersatzforde­
rungen des Karl M. geltend machen, die diesem wegen Verlet­
zung seines Alleineigentums an den geernteten Trauben und



7

dem hieraus hergestellten Wein zugestanden haben sollen.
Das Alleineigentum des Karl M. beruhte nach diesem Vorbrin­
gen darauf, daß er als Pächter dieser beiden Weingüter de­
ren Erzeugnisse auf der Grundlage der §§ 956, 581 Abs. 1 
BGB erworben hatte. Beanstandungsfrei hat das Berufungsge- - 
rieht angenommen, daß Karl M. nach dem Vortrag der Kläge­
rinnen nicht nur das im Eigentum der Klägerin zu 2) stehen­
de Weingut'Franz D. Nachf., sondern auch das Weingut Schloß 
L. Frhr.v.Sch., dessen Miteigentümer er war, als ganzes ge­
pachtet hat. Dann aber trat sein auf der genannten rechtli­
chen Regelung beruhender (Allein-)Eigentumserwerb an den 
Früchten an die Stelle eines gemeinschaftlichen Eigentums­
erwerbs der Miteigentümer des Weinguts gemäß § 953 BGB.

b) Hinsichtlich der Voraussetzungen des Beginns der 
Verjährung der ihnen abgetretenen Schadensersatzforderungen 
müssen sich die Klägerinnen den Kenntnisstand des Zedenten 
Karl M. im Sinne des § 852 Abs. 1 BGB zurechnen lassen. In­
soweit wendet sich die Revision nicht gegen die Überlegun­
gen des Berufungsgerichts zum Zeitpunkt der Kenntnis vom 
Schaden als solchem (der Beeinträchtigung der Weine infolge 
Anwendung des Spritzmittels 0.) und von der Person der Er­
satzpflichtigen. Vielmehr macht sie eine mangelnde Kenntnis 
des Karl M. von seiner eigenen Schadensbetroffenheit gel­
tend. Sie meint, der Verletzte habe erst dann die erforder­
liche Kenntnis, wenn er sich bewußt sei, daß eines seiner 
Rechtsgüter durch die unerlaubte Handlung geschädigt sei; 
das sei bei Karl M. jedoch nicht vor Mai 1989 der Fall ge­
wesen. Dieser Auffassung der Revision kann nicht gefolgt 
werden.
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aa) Allerdings muß sich eine hinreichende Kenntnis des 
Verletzten vom Schaden auch darauf erstrecken, daß er 
selbst geschädigt ist und daher als Inhaber einer Schadens­
ersatzforderung in Frage kommt, die er zwecks Vermeidung 
der Verjährung in zumutbarer Weise gerichtlich geltend zu 
machen hat. Indessen dürfen an diese Kenntnis keine höheren 
Anforderungen gestellt werden als an die Kenntnis der ande­
ren Elemente des Schadens oder an die Kenntnis von der Per­
son des Ersatzpflichtigen. Zwar genügt insoweit regelmäßig 
nicht bereits fahrlässige Unkenntnis (vgl. Senatsurteile 
vom 6. Februar 1990 - VI ZR 75/89 - VersR 1990, 539 und vom 
20. September 1994 - VI ZR 336/93 - NJW 1994, 3092, 3093); 
ausreichend ist aber die Kenntnis der anspruchsbegründenden 
Tatsachen, nicht notwendig hingegen deren zutreffende 
rechtliche Würdigung (vgl. Senatsurteile vom 20. September 
1983 - VI ZR 35/82 - VersR 1983, 1158, 1159; vom 3. Juni 
1986 - VI ZR 210/85 - VersR 1986, 1080, 1081 und vom 
19. März 1991 - VI ZR 248/90 - VersR 1991, 780; s. hier 
auch Senatsurteil vom 22. Juni 1993 - VI ZR 190/92 - VersR 
1993, 1121, 1122). Der Verletzte muß daher grundsätzlich 
lediglich die Tatsachen kennen, die ihn als Geschädigten 
und Inhaber des Schadensersatzanspruchs erscheinen lassen. 
Nicht hingegen muß er hieraus auch den rechtlichen Schluß 
auf seine Gläubigerstellung in zutreffender Weise mit dem 
Ergebnis gezogen haben, daß er sich seiner Anspruchsinha­
berschaft bewußt ist.

bb) Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts und 
dem im Berufungsurteil mitgeteilten Klägervortrag.lagen 
diese Voraussetzungen einer Kenntnis der eigenen Berechti­
gung bei Karl M. bereits vor dem vom Berufungsgericht ange-
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nommenen Zeitpunkt des Verjährungsbeginns vom 7. März 1988 
vor. Die Klägerinnen haben vorgetragen, die Weingüter seien 
bereits von vornherein, nämlich mit dem jeweiligen Erwerb 
an Karl M. verpachtet gewesen, der bereits seit 1981 mit 
Pachtzahlungen belastet gewesen sei. Der von ihm am 1. De­
zember 1981 mit der Frhr.v.Sch. Weingüterverwaltung GmbH 
vereinbarte Pachtvertrag sei nur aus bezeichnungsrechtli­
chen Gründen abgeschlossen worden, die Gesellschaft sei ei­
ne "reine Etikettenfirma" gewesen. Diese Tatsachen vermit­
telten Karl M. von vornherein eine hinreichende Kenntnis­
grundlage dafür, daß er selbst Eigentümer der als Erzeug­
nisse der Weingüter geernteten Trauben und des hergestell­
ten Weins war. Daß er diesen rechtlichen Schluß auch bewußt 
zutreffend zog, ist nicht erforderlich. Nur bei besonders 
verwickelten und unklaren Rechtslagen können auch erhebli­
che rechtliche Zweifel bis zu ihrer Klärung die Kenntnis 
des Geschädigten im Sinne des § 852 BGB ausschließen (vgl. 
dazu Senatsurteii vom 6. November 1973 - VI ZR 199/71 - 
VersR 1974, 197, 198); eine solche Situation wurde hier 
durch die Einschaltung der von allen Beteiligten bewußt le­
diglich nach außen vorgeschobenen Frhr.v.Sch. Weingüterver­
waltung GmbH nicht herbeigeführt.

2. Die demnach, wovon das Berufungsgericht zutreffend 
ausgeht, jedenfalls seit 7. März 1988 laufende Verjährungs­
frist ist entgegen der Auffassung der Revision hinsichtlich 
der beiden noch im Streit befindlichen Weingüter nicht 
rechtzeitig durch gerichtliche Geltendmachung der Schadens­
ersatzforderungen unterbrochen worden.
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a) Die Kiageerhebung (§ 209 Abs. 1 BGB) unterbricht 
die Verjährung nur für Ansprüche in der Gestalt und im Um­
fang, wie sie mit der Klage geltend gemacht wurden, also 
nur für den streitgegenständlichen prozessualen Anspruch; 
der Umfang der Verjährungsunterbrechung bestimmt sich da­
nach, was der Gegenstand der Klage ist (vgl. BGHZ 104, 6,
12; Senatsurteile vom 26. Juni 1984 - VI ZR 232/82 - VersR 
1984, 868, 869. und vom 3. November 1987 - VI ZR 176/87 - 
VersR 1988, 401, 402; BGH, Urteil vom 23. Juni 1993
- XII ZR 12/92 - FamRZ 1993, 1181, 1182). Im Rahmen dieses 
den Streitgegenstand bildenden prozessualen Leistungsan­
spruchs umfaßt die (zur Verjährungsunterbrechung führende) 
Rechtshängigkeit allerdings, grundsätzlich ohne weiteres al­
le materiell-rechtlichen Ansprüche, die den Klageantrag zu 
begründen vermögen (vgl. BGH, Urteil vom 4. Juli 1983
- II ZR 235/82 - NJW 1983, 2813).

b) Der aus dem Alleineigentum des Karl M. an den Er­
zeugnissen der Weingüter Schloß L. Frhr.v.Sch. und Franz D. 
Nachf. abgeleitete Schadensersatzanspruch, wie ihn die Klä­
gerinnen zuletzt geltend gemacht haben, wurde streitgegen­
ständlich erst durch den Schriftsatz vom 25. November 1991 
in den Rechtsstreit eingeführt. Zu diesem Zeitpunkt war die 
Verjährungsfrist jedoch bereits abgelaufen, so daß eine Un­
terbrechung nicht mehr herbeigeführt werden konnte.

,c) Entgegen der Auffassung der Revision ist eine Ver­
jährungsunterbrechung bezüglich der beiden Schadensersatz­
forderungen, welche die noch im Streit befindlichen Weingü­
ter betreffen, auch nicht durch den Schriftsatz der Kläge­
rinnen vom 30. Mai 1989 bewirkt worden..Das Berufungsge-
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rieht geht zu Recht davon aus, daß der prozessuale An­
spruch, der mit diesem Schriftsatz verfolgt wurde, hin­
sichtlich des Streitgegenstandes nicht identisch war mit 
demjenigen, der nunmehr auf der Grundlage des Schriftsatzes 
vom 25. November 1991 geltend gemacht wird.

aa) Dies gilt, was das Weingut Franz D. Nachf. angeht, 
bereits deswegen, weil die Klägerinnen einen aus der Beein­
trächtigung des aus diesem Weingut stammenden Weines her- 
rührenden Schadensersatzanspruch im Schriftsatz vom 30. Mai 
1989 ausschließlich aus eigenem Recht der Klägerin zu 2) 
geltend gemacht haben, während sie nach dem Schriftsatz vom 
25. November 1991 die Schadensersatzforderung aus abgetre­
tenem Recht des Karl M. als Alleineigentümer des Weines 
herleiten. Zwar ist im Schriftsatz vom 30. Mai 1989 selbst 
die Eigentumsberechtigung am Weingut Franz D. Nachf. und 
dessen Erzeugnissen nicht näher ausgeführt; nach den Fest­
stellungen des Berufungsgerichts war es aber zu keinem 
Zeitpunkt zweifelhaft, daß die Klägerin zu 2) Alleineigen­
tümerin dieses Weinguts war.

bb) Aber auch betreffend das Weingut Schloß L. 
Frhr.v.Sch,. ist durch den Schriftsatz vom 30. Mai 1989 kei­
ne Unterbrechung der Verjährung des nunmehr geltend gemach­
ten Schadensersatzanspruchs des Karl M. herbeigeführt wor­
den, weder hinsichtlich der ganzen Schadensersatzforderung, 
noch auch nur eines (dem Miteigentumsanteil des Karl M. am 
Weingut entsprechenden) Teils.



Karl M. sei

-  12 -

Die Beurteilung des Berufungsgerichts, 
nach dem letzten und jetzt maßgeblichen Parteivortrag der 
Klägerinnen Pächter des Weinguts Schloß L. Frhr.v.Sch. im 
ganzen, nicht etwa nur hinsichtlich des ihm nicht gehören­
den Miteigentumsanteils gewesen, läßt keinen Rechtsfehler 
erkennen. Der nunmehr von den Klägerinnen geltend gemachte, 
ihnen abgetretene Schadensersatzanspruch des Karl M. beruht 
daher auf seinem Alleineigentum an den Erzeugnissen des 
Weinguts, das er als Pächter gemäß §§ 956 Abs. 1, 581 Abs.
1 BGB erworben hat.

Dieser Anspruch ist streitgegenständlich nicht.iden­
tisch mit der Schadensersatzforderung, welche die Klägerin­
nen aufgrund ihres Schriftsatzes vom 30. Mai 1989 geltend 
machen wollten. Da Karl M. und sein Sohn Peter M. Miteigen­
tümer des Weinguts Schloß L. Frhr.v.Sch. gewesen sein sol­
len, leiteten die Klägerinnen seinerzeit ihr Recht aus den 
von diesen beiden Miteigentümern vorgenommenen "Inkassozes­
sionen" des ihnen gemeinsam, als Bruchteilsgemeinschaft, 
zustehenden Anspruchs wegen Beschädigung der im gemein­
schaftlichen Eigentum stehenden Sache her. Dieser Schadens­
ersatzanspruch war den Miteigentümern als Mitgläubigern im 
Sinne des § 432 BGB zugeordnet (vgl. hierzu BGHZ 106, 222, 
226; auch BGHZ 94, 117, 119 f.) und unterfiel der Regelung 
des § 1011 BGB, und zwar in entsprechender Anwendung des 
letzten Halbsatzes dieser Bestimmung in der Weise, daß der 
zur Geltendmachung des gesamten Schadensersatzanspruchs ge­
setzlich ermächtigte Miteigentümer Leistung des Schadenser­
satzes nicht an sich selbst, sondern nur an alle Miteigen­
tümer fordern kann (vgl. BGHZ 121, 22, 24; s. auch BGH, Ur­
teil vom 20. Oktober 1952 - IV ZR 44/52 - NJW 1953, 58,
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59); denn im Hinblick darauf, daß eine derartige Schadens­
ersatzforderung der Verwaltung der Bruchteilsgemeinschaft 
untersteht, muß sie wie eine "unteilbare" Leistung im 
Rechtssinne behandelt werden.

Im Hinblick auf diese sich aus dem jeweils vorgetrage­
nen Lebenssachverhalt ergebenden erheblichen Unterschiede 
in der Rechtsträgerschaft und der rechtlichen Zuordnung der 
Ansprüche bestehen zwischen den von den Klägerinnen aus ab­
getretenem Recht einerseits mit Schriftsatz vom 30. Mai 
1989, andererseits mit Schriftsatz vom 25. November 1991 
geltend gemachten Schadensersatzforderungen so erhebliche 
qualitative Divergenzen, daß von einer (Teil-)Identität des 
prozessualen streitgegenständlichen Anspruchs nicht ge­
sprochen werden kann. ,

cc) Es rechtfertigt sich auch keine Beurteilung dahin, 
jedenfalls ein der Miteigentumsquote des Karl M. am Weingut 
(und an dessen Erzeugnissen) entsprechender Teil der - spä­
ter aus seinem Alleineigentum an den Früchten - verfolgten 
Schadensersatzforderung sei in einer die Verjährung unter­
brechenden Weise bereits durch den Schriftsatz vom 30. Mai 
1989 geltend gemacht worden. Zwar ist das Miteigentum als 
geschütztes Rechtsgut im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB dem 
(Allein-jSacheigentum rechtlich wesensgleich (vgl. hierzu 
BGHZ 36, 365, 368). Eine so begründete Verjährungsunterbre­
chung scheitert aber bereits daran, daß - was auch die Re­
vision nicht in Abrede stellt - der hier in Rede stehende 
Schadensersatzanspruch nicht teilbar ist. Er resultiert aus 
der Verletzung eines im Miteigentum mehrerer, eine Bruch­
teilsgemeinschaft bildender Rechtsträger stehenden Rechts-



14

guts und ist daher (wie bereits erörtert), im Rechtssinne 
mit der Rechtsfolge des § 432 BGB unteilbar. Er kann des­
halb nicht aus seiner Eingebundenheit in die Bruchteilsge­
meinschaft herausgelöst und einem ziffernmäßigen Teil des 
einem Alleineigentümer zustehenden Schadensersatzanspruchs 
gleichgesetzt werden.

3. Das Berufungsgericht hat daher zu Recht den Klage- 
ansprüch auch insoweit für verjährt erachtet, als er die 
Beeinträchtigung von Weinen aus den Weingütern Schloß L. 
Frhr.v.Sch. und Franz D. Nachf. betrifft.

Soweit die Revision beanstandet, das Berufungsgericht 
habe bei Ermittlung der aus den einzelnen Weingütern resul­
tierenden Schadenspositionen die - höhere Zahlen aufwei­
sende - Aufstellung der Klägerinnen aus dem Schriftsatz vom 
19. Oktober 1992 nicht berücksichtigt, sind die Klägerin­
nen hierdurch nicht beschwert, da das Berufungsgericht auf 
der Grundlage der von ihm herangezogenen Aufstellung aus 
dem Schriftsatz vom 26. Juni 1990 zu einem geringeren Ab­
weisungsbetrag gelangt ist. Im übrigen haben die Klägerin­
nen in den Tatsacheninstanzen ihren Klageantrag der genann­
ten neueren Aufstellung gerade nicht angepaßt, so daß ein 
fehlerhaftes Vorgehen des Berufungsgerichts bei der von ihm 
gewählten Verteilung der Schadenspositionen nicht zu erken­
nen ist.

4. Wenn das Berufungsgericht die Klageabweisung auf 
•einen Betrag von 1.104.982,87 DM beschränkt hat, während 
das Landgericht in seinem Teilurteil die Klage in Höhe von 
1.310.794,86 DM abgewiesen hatte, ergibt sich hieraus ent-
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gegen der Ansicht der Revision zweifelsfrei, daß der Diffe­
renzbetrag, da vom Teilurteil nicht mehr erfaßt, weiterhin 
in der ersten Instanz anhängig ist.

Allerdings liegt in dieser "Beschränkung" der Abwei­
sungssumme eine teilweise sachliche Abänderung des landge­
richtlichen Urteils. Die vom Berufungsgericht gewählte For­
mulierung einer vollständigen Zurückweisung der Berufung 
wird dem nicht gerecht, beschwert jedoch die Klägerinnen in 
der Hauptsache nicht; da insoweit keine Zweifel zu beseiti­
gen sind, ist auch keine Neufassung des Tenors des Beru­
fungsurteils geboten.

5. Jedoch kann die Kostenentscheidung des Berufungsur­
teils nicht aüfrechterhalten werden. In der "Beschränkung" 
der. Klageabweisungssumme durch das Berufungsgericht liegt 
ein (vorläufiger) Teilerfolg der Berufung, der eine Bela­
stung der Klägerinnen mit sämtlichen Kosten des Berufungs­
verfahrens (derzeit) ausschließt. Da vor Abschluß des wegen 
des Restes der Klageforderung noch vor dem Landgericht an­
hängigen Verfahrens nicht feststeht, ob und inwieweit die 
Klägerinnen hinsichtlich des vom Berufungsgericht (im Ge­
gensatz zum Landgericht) nicht aberkannten Differenzbetra­
ges endgültig Erfolg haben werden, ist die Entscheidung 
über die Kosten des Berufungsrechtszugs dem Schlußurteil 
des Landgerichts vorzubehalten.
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III.

Die Revision der Klägerinnen war daher mit der Kosten-, 
folge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

Groß Dr. Lepa Dr. v. Gerlach

Dr. Müller Dr, Dressier
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